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100 Tage Bundesregierung:  

Bei welchen Themen erwarten die Bundesbürger mehr Engagement? 

 

Datenbasis: 1.004 Bundesbürger ab 18 Jahre 

Erhebungszeitraum: 17. bis 21. März 2022 

statistische Fehlertoleranz: +/- 3 Prozentpunkte 

Auftraggeber: Bundesvereinigung der Deutschen  

 Arbeitgeberverbände (BDA) 

 

 

Die neue Bundesregierung ist nun seit mehr als 100 Tagen im Amt. Vor diesem Hin-

tergrund wurden den Befragten verschiedene Themen und Probleme vorgelegt und 

um eine Einschätzung gebeten, ob sich die neue Bundesregierung um die jeweiligen 

Aufgaben bislang ausreichend gekümmert hat oder ob sie etwas oder sogar deutlich 

mehr tun müsste.  

 

Wie die folgende Übersicht zeigt, ergibt sich für die einzelnen Themen und Proble-

me eine klare Rangliste. Generell meint bei fast allen Aufgaben und Themen eine 

Mehrheit der Bundesbürger, dass die Bundesregierung mehr tun müsste als bisher 

und hält das bisherige Engagement für nicht ausreichend.  

 

Betrachtet man die Anteile derer, die angeben, dass die Bundesregierung in einem 

Bereich „deutlich“ mehr tun müsste, trifft dies vor allem auf vier Aufgabenbereiche 

zu. 

 

So meinen 65 Prozent der Bundesbürger, die Bundesregierung hätte deutlich mehr 

tun müssen, um das Pflegesystem für die Zukunft auf eine sichere Grundlage zu 

stellen. 

 

Eine Mehrheit von jeweils 58 Prozent erwarten deutlich mehr Engagement der Bun-

desregierung bei der zukunftssicheren Ausgestaltung des Rentensystems und einer 

Verbesserung des Bildungssystems.  

 

Mehr als die Hälfte (55 %) ist auch der Auffassung, dass die Bundesregierung deut-

lich mehr tun müsste, um Bürokratie abzubauen und eine bürgerfreundliche digitale 

Verwaltung zu schaffen. 
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▪ Bei welchen Themen muss die Bundesregierung mehr tun? 
 

 

 Bei folgenden Themen hätte die  

 Bundesregierung … 

  

  deutlich mehr etwas mehr hat sich ausreichend *) 

  Tun müssen tun müssen gekümmert 

             %                 %                        %     

 

 - das Pflegesystem für die Zukunft auf eine  

  sichere Grundlage stellen 65 22 8 

 - das Rentensystem so gestalten, dass es  

  auch künftig für sichere Renten sorgt,  

  ohne die Jüngeren finanziell zu überfordern 58 26 11 

 - das Bildungssystem verbessern 58 23 12 

 - Bürokratie abbauen und eine bürger- 

  freundliche digitale Verwaltung schaffen 55 25 12 

 - die Bürger finanziell entlasten 44 29 22 

 - die Wirtschaft entlasten, um wettbewerbsfähig   

  zu bleiben und Arbeitsplätze sichern zu können 27 35 31 

 - die Zusammenarbeit innerhalb der  

  Europäischen Union verbessern 22 32 39 

 - für mehr Anerkennung für  

  Unternehmensgründer werben 20 28 33 

  
 *) an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“ 
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Befragte in Ostdeutschland sehen noch häufiger als Westdeutsche Handlungsbedarf 

beim Bürokratieabbau und der Schaffung einer digitalen Verwaltung, die auch bür-

gerfreundlich ist, sowie bei der Entlastung der Wirtschaft. 

 

Von einer zukunftssicheren Gestaltung des Rentensystems, Bürokratieabbau und 

einer bürgerfreundlichen digitalen Verwaltung sowie einer Entlastung der Wirt-

schaft sagen die Jüngeren noch häufiger als die Älteren, dass die Bundesregierung 

mehr tun müsste als bisher.  

 

 
▪ Bei welchen Themen muss die Bundesregierung mehr tun? 
 

 

Bei folgenden Themen hätte die  insgesamt Ost West 18- bis 29- 30- bis 44- 45- bis 59- 60 Jahre 

 Bundesregierung etwas/deutlich     Jährige Jährige Jährige und älter 

 mehr tun müssen:        %         %     %          %               %               %              %       

 
 - das Pflegesystem für die Zukunft auf  

  eine sichere Grundlage stellen 87 86 88 91 89 87 85 

 - das Rentensystem so gestalten, dass es  

  auch künftig für sichere Renten sorgt, ohne 

  die Jüngeren finanziell zu überfordern 84 87 83 88 92 79 80 

 - das Bildungssystem verbessern 81 84 81 83 87 79 78 

 - Bürokratie abbauen und eine bürger- 

  freundliche digitale Verwaltung schaffen 81 86 79 73 85 81 80 

 - die Bürger finanziell entlasten 73 86 70 80 76 72 68 

 - die Wirtschaft entlasten, um  

  wettbewerbsfähig zu bleiben und 63 73 61 71 64 64 57 

  Arbeitsplätze sichern zu können 

 - die Zusammenarbeit innerhalb der  

  Europäischen Union verbessern 54 56 53 49 55 51 57 

 - für mehr Anerkennung für  

  Unternehmensgründer werben 48 54 47 43 43 46 54 
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Bei den meisten Themenbereichen besteht parteiübergreifend Konsens, dass die 

Bundesregierung etwas oder sogar deutlich mehr tun müsste als bisher. 

 

Die Anhänger der Grünen sind jeweils seltener als die Anhänger der übrigen Partei-

en der Ansicht, dass beim Thema Bürokratieabbau und bürgerfreundliche digitale 

Verwaltung, der Entlastung der Wirtschaft oder beim Werben für mehr Anerken-

nung für Unternehmensgründer mehr getan müsse als bisher. 

 

Bei einer zukunftssicheren Ausgestaltung des Rentensystems sehen am häufigsten 

die FDP-Anhänger, vergleichsweise am seltensten die Anhänger der Grünen Bedarf 

für mehr Engagement der Bundesregierung. Dass die Bundesregierung mehr für die 

Entlastung der Wirtschaft tun müsse, meinen die Anhänger von FDP, Union und 

AfD deutlich häufiger als die Anhänger von SPD, Grünen und Linkspartei. 

 

 
▪ Bei welchen Themen muss die Bundesregierung mehr tun? 

 

 
Bei folgenden Themen hätte die  insge-  Anhänger der: 

 Bundesregierung etwas/deutlich samt SPD Grünen  FDP CDU/ Linke AfD  

 mehr tun müssen:     CSU 

     %      %        %      %      %     %      %    

 
 - das Pflegesystem für die Zukunft auf  

  eine sichere Grundlage stellen 87 89 90 90 86 82 93  

 - das Rentensystem so gestalten, dass es  

  auch künftig für sichere Renten sorgt,  

  ohne die Jüngeren finanziell zu  

  überfordern 84 81 78 91 86 83 88 

 - das Bildungssystem verbessern 81 83 85 83 80 85 91  

 - Bürokratie abbauen und eine bürger- 

  freundliche digitale Verwaltung schaffen 81 80 81 82 84 70 74 

 - die Bürger finanziell entlasten 73 68 58 77 74 79 94 

 - die Wirtschaft entlasten, um  

  wettbewerbsfähig zu bleiben und 63 58 38 69 70 42 87 

  Arbeitsplätze sichern zu können 

 - die Zusammenarbeit innerhalb der  

  Europäischen Union verbessern 54 57 52 44 56 62 47 

 - für mehr Anerkennung für  

  Unternehmensgründer werben 48 49 34 51 54 46 54 
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